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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften im 
Eisenbahnbereich

Der Bundesrat hat in seiner 1001. Sitzung am 5. März 2021 beschlossen, zu dem 

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 

nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 7a – neu – (§ 13 AEG), 

Nummer 20 Buchstabe c – neu – (§ 38 Absatz 9 – neu – AEG)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 7 ist folgende Nummer einzufügen: 

‚7a. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und der Kosten“ gestrichen. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die anschlussgewährende Eisenbahn muss die dafür er-

forderliche Anschlusseinrichtung an der von ihr betriebe-

nen Eisenbahninfrastruktur errichten und betreiben.“

cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vorschriften des Eisenbahnregulierungsgesetzes, ins-

besondere die Vorschriften zu Zugangsrechten, bleiben un-

berührt.“
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b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Begehrt eine Eisenbahn den Anschluss an die Eisenbahninf-

rastruktur einer angrenzenden Eisenbahn, so tragen die Kosten 

für den Bau, den Ausbau, den Ersatz und den Rückbau der hier-

für erforderlichen Anschlusseinrichtung nach Absatz 1 Satz 2 die 

an dem Anschluss beteiligten Eisenbahnen zu gleichen Teilen. 

Die laufenden Kosten dieser Anschlusseinrichtung, insbesondere 

für Betrieb, Wartung und Instandhaltung trägt die anschlussge-

währende Eisenbahn. Die anschlussbegehrende Eisenbahn trägt 

die Kosten der von ihr betriebenen Infrastruktur vollum-

fänglich.“ 

c) Nach dem neuen Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Abweichende vertragliche Regelungen zur Vorschrift des 

Absatzes 1 Satz 2 sind unwirksam. In Bezug auf die Vorschriften 

des Absatzes 2 sind abweichende vertragliche Regelungen zum 

Nachteil der anschlussbegehrenden Eisenbahn unwirksam.“ 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und die Wörter „sowie 

über die Angemessenheit der“ werden durch die Wörter „und bei 

Streitigkeiten über die“ ersetzt. 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 

f) Nach dem neuen Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Unternehmen, 

die keine Eisenbahn sind, jedoch Eisenbahninfrastruktur errich-

ten und für diese Anschluss begehren.“ ‘

b) Der Nummer 20 ist folgender Buchstabe anzufügen: 

‚c) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Bestehende Verträge über den Anschluss an eine Eisenbahninfra-

struktur und über die Kosten mit einer Laufzeit bis zum Ablauf von 

vierundzwanzig Monaten nach dem (einfügen: Tag des Inkrafttretens 

dieses Gesetzes) bleiben unberührt. Verträge mit einer längeren Lauf-

zeit sind spätestens bis zum Ablauf von vierundzwanzig Monaten nach 

dem (einfügen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes) an die Vorgaben 

des § 13 anzupassen.“ ‘
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Begründung:

Zu Buchstabe a 

Zu Nummer 7a Buchstabe a: 

Um das bestehende Recht eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens an die  
Eisenbahninfrastruktur eines anderen Betreibers anzuschließen, im Interesse 
einer Verkehrsverlagerung auf die Schiene wirksam auszugestalten, ist es er-
forderlich, die bestehenden Regelungen fortzuentwickeln. So wird das bisheri-
ge Anschlussrecht um eine Verpflichtung des anschlussgewährenden Betrei-
bers ergänzt, die Anschlusseinrichtungen zu errichten und auch zu betreiben. 
Gleichzeitig wird klargestellt, dass künftig alle eisenbahnregulierungsrechtli-
che Vorgaben einschließlich des dort verankerten Zugangsrechtes von dieser 
Regelung unberührt bleiben. 

Zu Nummer 7a Buchstabe b: 

Die Regelung legt eine faire Kostenteilung zwischen anschlussgewährendem 
und anschlussnehmendem Unternehmen fest. Sie unterscheidet zwischen den 
einmaligen Kosten des Baus und der Erneuerung sowie den laufenden Kosten 
des Betriebs. Grundgedanke des Vorschlags ist damit die Unterscheidung zwi-
schen einmalig anfallenden Kosten, sofern sie durch den Anschluss bezie-
hungsweise das Anschlussbegehren verursacht werden, und laufenden Kosten. 
Aufbauend auf diesem Grundgedanken lassen sich die Kosten zuordnen. 

Bei den Kosten für Bau, Ausbau und Ersatz handelt es sich um einmalige  
Kosten, die folglich hälftig zu teilen sind. Laufende Kosten sind wiederkeh-
rende Kosten, die vom anschlussgewährenden Unternehmen alleine zu tragen 
sind. 

In diesem Sinne definiert auch die Gleisanschlussförderrichtlinie die Begriffe 
Ersatz und Instandhaltung. Ersatz meint eine Investition mit dem Ziel des Er-
halts der Funktionsfähigkeit der Anlage, bei der vorhandene Anlagen oder An-
lagenteile durch neue Anlagen oder Anlagenteile ersetzt werden. Dies ist 
gleichbedeutend mit dem Begriff der Ersatzinvestition im BSWAG im Hin-
blick auf die Finanzierung beziehungsweise entspricht aus planungsrechtlicher 
Sicht einer Erneuerung gemäß § 2 Absatz 7d AEG. 

Instandhaltung hingegen meint die Kombination aller technischen und admi-
nistrativen Maßnahmen sowie Maßnahmen des Managements während des 
(laufenden) Lebenszyklus eines Objekts, die dem Erhalt der Funktionsfähigkeit 
dienen. Dies ist gleichbedeutend mit der Begrifflichkeit in § 2 Absatz 7c AEG. 

Bei einmaligen Kosten findet eine Aufteilung der Kosten zu gleichen Teilen 
statt, soweit diese durch das Anschlussbegehren verursacht sind. Nicht hierzu 
zählen zum Beispiel grundlegende Modernisierungen des Streckenabschnitts, 
wie die Ausrüstung mit ETCS und die Einbindung in EStw/ DStw. Modernisie-
rungen liegen außerhalb des Anwendungsbereichs dieser Vorschrift, da sie 
nicht durch das Anschlussbegehren verursacht wurden, sondern der allgemei-
nen Ertüchtigung der Strecke dienen. Eine Aufteilung dieser Kosten zu glei-
chen Teilen erfolgt nicht. Eine Aufteilung nach Absatz 2 kommt auch dann 
nicht in Betracht, soweit dem Vorhaben eine Finanzierungsvereinbarung des 
Bundes, eines Landes oder eines Dritten mit dem anschlussgewährenden Un-
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ternehmen zugrunde liegt, die nicht die Einrichtung des Anschlusses betrifft. 
Kosten, die durch den betreffenden Anschluss verursacht werden und somit 
nicht von einer derartigen Finanzierungsvereinbarung erfasst sein können, 
werden dagegen aufgeteilt. 

Dem Grundsatz der Aufteilung der Kosten zu gleichen Teilen bei einmaligen 
Kosten liegt die Überlegung zu Grunde, dass beide Partner ein Interesse an 
dem Gleisanschluss haben. Die anschlussgewährende Eisenbahn kann über den 
Anschluss mehr Verkehr auf ihrem Schienennetz generieren und damit von 
Netzwerkeffekten profitieren; die anschlussnehmende Eisenbahn gewinnt die 
Möglichkeit, über den Anschluss Zugang zum Netz der anderen Eisenbahn zu 
erhalten und ihren Aktionsradius zu erweitern. Schlussendlich befördert die 
Neuregelung die Möglichkeit einer Verkehrsverlagerung zugunsten der  
Schiene. 

Die laufenden Betriebskosten sind gemäß Absatz 2 Satz 2 vom anschlussge-
währenden Unternehmen allein zu tragen. Dies trägt der Tatsache Rechnung, 
dass der Verkehr im Hauptstrang deutlich mehr zur Abnutzung der Weiche bei-
trägt, als die Nutzung der Weiche zum Zweck des Abbiegens auf den Gleisan-
schluss. Zudem ist das anschlussgewährende Unternehmen regelmäßig Eigen-
tümer der Anschlussweiche. Zu den laufenden Kosten gehören unter anderem 
neben denen des Unterhalts auch die Kosten des Vertriebs sowie die Kosten 
der Administration des Infrastrukturanschlussvertrages, namentlich Kosten der 
Vertragsanbahnung, Vertragsverwaltung und Vertragsabwicklung, soweit sie 
der anschlussgewährenden Eisenbahn entstehen. 

Für die besonders kostenträchtige Einbindung in die Leit- und Sicherungstech-
nik gilt mithin vorliegend Folgendes: Bei der erstmaligen Errichtung sowie 
beim Ersatz der Anschlusseinrichtung sind die Kosten für die Einbindung in 
die Leit- und Sicherungstechnik zwischen den Beteiligten aufzuteilen; aufge-
teilt werden aber nur Kosten, die nicht durch Finanzierungsvereinbarungen des 
Bundes, eines Landes oder eines Dritten mit dem anschlussgewährenden Un-
ternehmen abgedeckt sind. Die Instandhaltung ist vom anschlussgewährenden  
Unternehmen zu finanzieren. Das anschlussgewährende Unternehmen ist in der 
Regel dasjenige Unternehmen, in dessen Infrastruktur sich die Anschlusswei-
che befindet.  

Diese Kosten der Anschlussweiche darf das anschlussgewährende Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen in den Trassenpreis nach den Vorgaben des  
Eisenbahnregulierungsgesetzes für alle Nutzer seines Netzes einkalkulieren.  

Die Kosten, die das anschlussnehmende Unternehmen zu tragen hat, sind bei 
Erfüllen der dortigen Tatbestandsvoraussetzungen in Höhe von bis zu 
50 Prozent über die Gleisanschlussförderrichtlinie förderfähig. Mehrere an-
schlussnehmende Unternehmen an einer Anschlussverbindung können die 
Kosten untereinander aufteilen. 

Zu Nummer 7a Buchstabe c: 

Das Verhältnis der anschlussbegehrenden zur anschlussgewährenden Eisen-
bahn ist im Regelfall in der Praxis nicht durch eine Gleichordnung der An-
schlusspartner „auf Augenhöhe“ gekennzeichnet, sondern durch ein Über- und 
Unterordnungsverhältnis bestimmt. Die anschlussbegehrende Eisenbahn strebt
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eine Verbindung zu einem Netz an, hat also ein Interesse an einem Anschluss, 
bei der anschlussgewährenden Eisenbahn muss dies nicht immer so sein. Um 
die im öffentlichen Interesse an einem das Land erschließenden Schienennetz 
erforderliche Netzwirkung und Feinverteilung zu erzielen, gibt seit über 100 
Jahren das Gesetz der anschlussgewährenden Eisenbahn einen Rechtsanspruch 
auf einen technischen Anschluss der Eisenbahninfrastrukturen. Dabei ist die 
anschlussbegehrende Eisenbahn in aller Regel der finanziell und wirtschaftlich 
schwächere Vertragspartner, ihre Position sollte daher im öffentlichen Interesse 
rechtlich gestärkt werden.  

Daher ordnet Satz 1 des hier vorgeschlagenen neuen Absatzes 3 an, dass ver-
tragliche Abweichungen von der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2 absolut 
unwirksam sind.  

Die absolute Unwirksamkeit könnte hingegen bei abweichenden vertraglichen 
Regelungen von der gesetzlichen Kostenfolge nach Absatz 2 in atypisch gela-
gerten Fällen nicht sachgerecht sein. Denn es mag Fälle geben, bei denen die 
anschlussgewährende Eisenbahn ein überragend wirtschaftliches Interesse an 
dem Anschluss der anspruchsbegehrenden Eisenbahn hat, diese jedoch bei der 
Kostenverteilung des Absatzes 2 überfordert wäre. Wollte in diesem Falle die 
anschlussgewährende Eisenbahn ausnahmsweise mehr bezahlen als sie eigent-
lich – gesetzlich nach Absatz 2 angeordnet – müsste, so sollte dies erlaubt sein, 
weil dies der anschlussbegehrenden Eisenbahn nicht zum Nachteil gereichen 
würde, und es im öffentlichen Interesse sein sollte, dass hier ein solcher An-
schluss entstehen kann. 

Aus diesem Grund ordnet Satz 2 des Absatzes 3 an, dass vertragliche Abwei-
chungen von den Kostenverteilungsregeln nach Absatz 2 nur relativ unwirksam 
sind, also nur dann, wenn zum Nachteil der anschlussbegehrenden Eisenbahn 
abgewichen wird. 

Vorbild für diesen Ansatz einer „relativen Unwirksamkeit“ sind beispielsweise 
die Mietvertragsvorschriften über Wohnraum (§§ 549 ff. Bürgerliches Gesetz-
buch (BGB)), wo der Vermieter in der Regel auch über eine wesentlich stärke-
re Verhandlungsposition verfügt als der Mieter, der tendenziell schutzwürdiger 
ist. Dort bestehen ähnliche Formulierungen wie für Absatz 3 Satz 2, beispiels-
weise in den §§ 556 Absatz 4, 556a Absatz 4 und 556c Absatz 4 BGB. 

Um die Wirksamkeitsvorschriften deutlicher für den Leser kenntlich zu ma-
chen, sind diese nun in einem neuen Absatz separat zusammengefasst. 

Zu Nummer 7a Buchstabe d: 

Die Verfahrensregelungen im Falle von Streitigkeiten sind nunmehr in Ab-
satz 3 geregelt. Inhaltlich wird das bisherige Verfahren beim Eisenbahn-
Bundesamt beziehungsweise der jeweiligen Eisenbahnaufsichtsbehörde der 
Länder beibehalten. Die Regelung eröffnet den verwaltungsrechtlichen Sonder-
rechtsweg, der insoweit den Zivilrechtsweg ausschließt (vergleiche LG Köln, 
Urteil vom 31. Januar 2019 – 2 O 22/18). Die Vorschrift ist spezieller als die 
Vorschriften des BGB, weil sie speziell auf Eisenbahnnetze und ihre Vertrags-
beziehungen zugeschnitten ist. Die Frage, welche Kosten für den Betrieb der 
Anschlussverbindung erforderlich und bei der Entgeltvereinbarung miteinzu-
beziehen sind, entscheidet demnach die zuständige Eisenbahnaufsichtsbehörde.
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Im Anschluss daran dürfte, wenn zusätzlich die Erlangung eines Vollstre-
ckungstitels erforderlich sein sollte, etwa ein schnelles Urkundsverfahren vor 
dem Zivilgericht möglich sein. 

Weiterhin können die zuständigen Eisenbahnaufsichtsbehörden bei Nichteini-
gung über die Bedingungen des Anschlusses sowie über die Höhe der ange-
setzten Kosten vertragsersetzend tätig werden. Die Entscheidung erfolgt auf 
Antrag.

Zu Nummer 7a Buchstabe e: 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. 

Zu Nummer 7a Buchstabe f: 

Der neue Absatz 6 trägt der Überlegung Rechnung, dass auch Eigentümer von 
Umschlaganlagen für den kombinierten Verkehr von der Regelung des § 13 
AEG profitieren sollen, wenn sie selbst Eisenbahninfrastruktur errichten. Bei 
Umschlaganlagen für den kombinierten Verkehr besteht in vielen Fällen aller-
dings die Konstellation, dass derjenige, der die Infrastruktur errichtet und des-
sen Investitionen gegebenenfalls gefördert werden, die Anlage nicht selbst be-
treibt. Der Eigentümer der Umschlaganlage ist dann keine „Eisenbahn“ im 
Sinne des § 2 Absatz 1 AEG. Gleichwohl ist die Interessenlage dieselbe. Der-
jenige, der in die Infrastruktur für den kombinierten Verkehr investiert, sollte 
in gleicher Weise vom Anschlussanspruch und der Kostenverteilung profitieren 
wie ein Unternehmen, das Eisenbahninfrastruktur betreibt. 

Zu Buchstabe b 

Um den Unternehmen genügend Zeit für eine Anpassung ihrer Altverträge zu 
gewähren, sieht § 38 Absatz 9 eine angemessene Übergangszeit von vierund-
zwanzig Monaten vor. Altverträge, die innerhalb von vierundzwanzig Monaten 
nach Inkrafttreten der Neuregelung auslaufen, müssen nicht angepasst werden. 

Im Übrigen führen auch die bestehenden Verträge aufgrund der hohen Kosten 
für die Anschlussnehmer gerade dazu, dass bestehende Weichen aufgegeben 
werden. Die Verträge sind oft sehr langlaufend. Nur über die Übergangsrege-
lung ist es möglich, Anschlussnehmer mit günstigeren Bedingungen zu verse-
hen und schlussendlich Anschlüsse zu erhalten. Im Einzelfall bestehendes Ver-
trauen kann hier aufgrund des öffentlichen Interesses an einer Sicherung beste-
hender Gleisanschlüsse, dass besonders hoch zu gewichten ist, und der künfti-
gen Möglichkeit, die Kosten für den Betrieb und die Unterhaltung der An-
schlusseinrichtungen in den Trassenpreis einzupreisen, zurücktreten.

2. Zu Artikel 1 Nummer 13 (§ 24 Satz 4 – neu – AEG) 

In Artikel 1 Nummer 13 ist dem § 24 folgender Satz anzufügen: 

„Der Gleisbetreiber hat zusätzliche Kosten im Rahmen der Verkehrssiche-

rungsmaßnahmen zu tragen, die in seiner Sphäre entstehen, zum Beispiel für die 

Außerbetriebnahme von Gleisanlagen während der Sicherungsmaßnahmen.“
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Begründung: 

In der Praxis bereitet es Schwierigkeiten, dass es sich bei dem Betrieb von 
Gleisen um elektrische Anlagen handelt, von denen eine erhebliche Gefahr 
ausgeht. Deshalb sind die Anlagen für den Zeitraum der Beräumung des Be-
wuchses in Gleisnähe außer Betrieb zu nehmen. Für die Verkehrssicherung fal-
len bei den Landesforstbetrieben erhebliche Kosten an. In verschiedenen Fällen 
werden den Landesforstbetrieben auch noch die Kosten für die Außerbetrieb-
nahme der Gleisanlagen in Rechnung gestellt.  

Da die gefährlichen Gleisanlagen jedoch in der Sphäre des Gleisbetreibers lie-
gen, ist diese Umlage nicht sachgerecht.

3. Zu Artikel 1 Nummer 14 (§ 24a Absatz 7 und 8 – neu – AEG) 

In Artikel 1 Nummer 14 ist § 24a wie folgt zu ändern: 

a) Nach Absatz 6 ist folgender Absatz einzufügen: 

„(7) Die für die Eisenbahnaufsicht nach § 5 zuständige Behörde kann auf 

Antrag in begründeten Fällen befristete Ausnahmen von der Verpflichtung 

nach Absatz 1 für die Sichtung von Schienenstrecken erteilen, bei denen 

aufgrund der örtlichen Verhältnisse, der Verkehrsbedeutung oder des Aus-

bauzustandes mit Gefahren für die Sicherheit des Schienenverkehrs nicht zu 

rechnen ist oder die Gewährleistung der Betriebssicherheit dies nicht erfor-

dert. Bei der Entscheidung ist die Bedeutung der Strecke für den Personen-

verkehr zu berücksichtigen.“

b) Der bisherige Absatz 7 ist als Absatz 8 zu bezeichnen.

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Die Pflicht, in jedem Fall auch Bewuchs auf Nachbargrundstücken darauf 
überprüfen zu müssen, ob davon eine Gefahr für den Eisenbahnbetrieb ausgeht, 
kann in Einzelfällen nicht notwendig oder unverhältnismäßig sein. Dies ist ins-
besondere der Fall, wenn an dem betreffenden Streckenabschnitt kein gefähr-
dender Bewuchs vorhanden ist oder von vorhandenem Bewuchs aufgrund der 
örtlichen Verhältnisse, wie zum Beispiel auf Bahndämmen, keine Gefahr aus-
geht. Darüber hinaus muss eine Abweichung möglich sein, wenn die Art des 
vorhandenen Verkehrs, insbesondere seine Bedeutung, die Frequenz sowie die 
zulässige Geschwindigkeit, potenzielle Betriebsgefährdungen als unwahr-
scheinlich oder gering erscheinen lassen. So wird man beispielsweise unter an-
derem zwischen Personen- und Güterverkehr sowie hinsichtlich des überregio-
nalen und des örtlichen Verkehrs unterscheiden müssen. Auch kann es im Ein-
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zelfall insbesondere bei Nebenbahnen möglich sein, vorhandene Betriebsgefah-
ren durch Maßnahmen zu verringern, die im Verhältnis zur Verkehrsbedeutung 
der betreffenden Strecke wesentlich weniger belastend wirken, als die unbe-
dingte Pflicht zur Kontrolle des Bewuchses auf den Nachbargrundstücken. 

Zu Buchstabe b: 

Folgeänderung zu Buchstabe a.

4. Zu Artikel 4 Nummer 3 (§ 2 Absatz 2 Nummer 5 BWaldG) 

Artikel 4 Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

‚3. Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. mit Forstpflanzen bestockte Grundflächen in einer Breite von sechs 

Metern beidseitig entlang von Gleisen einer planungsrechtlich beste-

henden Bahnanlage. Liegen die Gleise einer planungsrechtlich beste-

henden Bahnanlage im Bereich von Böschungen oder Einschnitten, bei 

denen die Böschungsschulter oder der Böschungsfuß weiter als sechs 

Meter von der Gleismitte aus liegt, sind die mit Forstpflanzen bestock-

ten Grundflächen in einer Breite von der Gleismitte bis zum Bö-

schungsfuß oder zur Böschungsschulter kein Wald im Sinne dieses Ge-

setzes.“ ‘

Begründung: 

Die bisher vorgesehene Änderung des § 2 Absatz 2 BWaldG will „mit Forst-
pflanzen bestockte Grundflächen auf Gleisanlagen“ vom Begriff des Waldes 
ausnehmen. Der Begriff der Gleisanlagen wird jedoch weder im Allgemeinen 
Eisenbahngesetz noch in der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung definiert. 
Bereits um eine erforderliche Normenklarheit zu erlangen und um klarzustel-
len, dass nicht großflächige an Gleise anschließende vegetationsbestandene Be-
reiche vom Begriff des Waldes ausgenommen werden, ist eine genauere Defi-
nition erforderlich. So wird zum Beispiel auch unterbunden, dass häufig an 
Bahngleisen befindliche Ersatz- und Ausgleichsflächen auch forstwirtschaftli-
chen Charakters ihre Funktion verlieren. 

Die Breite von sechs Metern beidseitig entlang der Gleise ist von der Gleismit-
te zu messen. Die Breite von sechs Metern ist auf die technischen Regelwerke 
der Bahn zurückzuführen, nach denen ein entsprechender Streifen zur Gewähr-
leistung des sicheren Eisenbahnbetriebs vegetationsfrei gehalten werden muss. 

Die grundsätzlich vorgesehene Breite von sechs Metern kann aber, wenn die 
Gleise auf Dämmen oder in Einschnitten verlaufen, für den sicheren Eisen-
bahnbetrieb nicht ausreichen. Eine starre Sechs-Meter-Grenze mitten in einem
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für den Bahnbetrieb notwendigen Erdbauwerk zu ziehen drängt sich im Be-
reich von Böschungen und Einschnitten abweichend von der ebenen Strecke 
aus Wartungs- und Instandhaltungsgründen nicht auf und ist daher örtlich an-
gepasst festzulegen, wobei das oberste Maß nicht jenseits von Böschungsschul-
ter oder -fuß liegen kann. 

Der Bereich jenseits des Sechs-Meter-Streifens beziehungsweise der Bö-
schungsschulter oder des Böschungsfußes ist, wenn er mit Forstpflanzen be-
stock ist, weiterhin Wald im Sinne des Bundeswaldgesetzes. Dies beeinträch-
tigt die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs nicht, da diese Fläche in einer Breite 
von 44 Metern den Anforderungen an die Verkehrssicherheit, die nach § 24 
und § 24 a AEG neu aufgenommen werden, unterliegt. Für die Verkehrssicher-
heit erforderliche Vegetationsentnahmen können hier durchgeführt werden.  

Die genannten mit Forstpflanzen bestockten Grundflächen (Sechs-Meter-
Streifen beziehungsweise Böschungen) sind nur dann kein Wald, wenn sie Be-
standteil einer planungsrechtlich bestehenden Bahnanlage sind. Dies ermög-
licht die Wiederinbetriebnahme brachgefallener aber noch dem Bahnbetrieb 
gewidmeten Gleise, ohne dass eine Waldumwandlung erfolgen muss. Wird je-
doch die Bahnanlage von Bahnbetriebszwecken freigestellt und einer anderen 
Nutzung zugeführt, unterfallen die auf und entlang der Gleise mit Forstpflan-
zen bestockten Flächen wieder dem Begriff des Waldes im Sinne des Bun-
deswaldgesetzes. 

5. Zu Artikel 4 (§ 2 Absatz 2 BWaldG) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um Prüfung, welche Auswirkungen 

die geplante Änderung der Walddefinition in Artikel 4 des Gesetzentwurfs auf 

die landesrechtlichen Regelungen hat. Denn die Gesetzgebungskompetenz des 

Bundes für die Materie des Forstrechts setzt sich aus verschiedenen Titeln der 

konkurrierenden Gesetzgebung zusammen. Die Rahmenkompetenzen des Arti-

kels 75 GG alte Fassung sind zwar inzwischen aufgehoben worden; die Rah-

menvorschriften gelten jedoch auch heute noch als solche fort. Die nun vorge-

schlagene Änderung kann jedoch mangels Rahmengesetzgebung keine Rah-

menvorschrift sein, sondern wäre unmittelbar geltendes Bundesrecht. § 2 Ab-

satz 3 Bundeswaldgesetz enthält eine Öffnungsklausel für landesspezifische 

Regelungen. Zum Teil wiederholen die Landesgesetze den § 2 Absatz 2, ver-

zichten auf entsprechende Regelungen oder verweisen einfach, teilweise wur-

den Modifikationen vorgenommen. Wird nun § 2 Absatz 2 geändert, wäre zu 

prüfen, welche Auswirkungen das auf die landesrechtlichen Definitionen hat, 

die in allen laufenden Verfahren (Verwaltungsverfahren, Rechtsstreitigkeiten, 

TöB-Verfahren) zugrunde gelegt werden.
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